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I.
In der teils öffentlichen, teils wissenschaftlichen De-
batte über die Gerechtigkeit von Märkten (genauer:
von Marktergebnissen im Wettbewerbsgleichge-
wicht) finden sich im wesentlichen drei Positionen.
Die erste hält Marktergebnisse schlicht und einfach
für ungerecht oder attestiert dem Markt mehr oder
minder schwerwiegende „Gerechtigkeitsdefizite“
(so z.B. Koller 2000: 140 ) Diese Auffassung domi-
niert in der öffentlichen Debatte. Die zweite hält
die über Faktorpreise bewirkte Einkommensvertei-
lung für gerecht. Dem Grenzproduktivitätssatz zu-
folge entsprechen im Wettbewerbsgleichgewicht die
Faktorpreise dem Grenzwertprodukt, d.h. dem
Produktpreis multipliziert mit dem Grenzprodukt
des entsprechenden Faktors. Mit Hilfe der Zusatz-
annahme, daß die Entlohnung eines Faktors nach
seinem Grenzwertprodukt leistungsgerecht ist, wird
aus einer Theorie, die als Theorie der Preisbildung
für Faktorpreise konzipiert ward, unversehens eine
Theorie der gerechten Einkommensverteilung. Die-
se Theorie hat, da sie Vertrautheit mit dem Ansatz
einer ökonomischen Schule voraussetzt, selten die
Grenze einer fachimmanenten Debatte überschrit-
ten. Auch wenn die Grenzproduktivitätstheorie bis
heute als Theorie der Faktorpreise die Lehrbücher
beherrscht, als Rechtfertigung der Einkommensver-
teilung hat sie Schiffbruch erlitten. Das Grenzwert-
produkt hängt ab von der Nachfrage und der
Produktionstechnik, zwei ethisch völlig irrelevanten
Größen. Darauf läßt sich keine Gerechtigkeitstheo-
rie gründen.
Eine dritte Position hält dafür, daß Marktergebnisse
weder gerecht noch ungerecht sind. Sie sind viel-
mehr ethisch neutral. Diese Position fußt auf den
beiden Hauptsätzen der Wohlfahrtsökonomie, die
eine strikte Trennung der Gesichtspunkte von Effi-
zienz und Gerechtigkeit vornehmen. Der erste
Hauptsatz (die Allokation auf im Gleichgewicht be-
findlichen Wettbewerbsmärkten ist effizient)
schweigt sich über die distributive Wünschbarkeit
dieser Allokation völlig aus. Der Wettbewerbs-
mechanismus besitzt keinerlei Sensorium für Vertei-
lungen. Voraussetzung dafür, daß er in Gang
kommt, ist lediglich, daß irgendeine Verteilung be-
steht. Es muß Privateigentum geben inklusive der
Freiheit, es zu veräußern; aber wer was besitzt, ist
für die Erreichung des allokativen Optimums völlig
irrelevant. Das ist auch die Botschaft des berühm-
ten Coase-Theorems. Auf die Vermögensverteilung
kommt es nicht an. Für die Erreichung eines pareto-
optimalen Ergebnisses reicht es aus, daß die Eigen-
tumsrechte wohldefiniert sind (und daß der Tausch
nicht durch Transaktionskosten eingeschränkt
wird). Der zweite Hauptsatz (jede erdenkliche Allo-
kation von Ressourcen, wenn sie nur effizient ist,
kann auch über Wettbewerbsmärkte erreicht wer-
den) spitzt diese Aussage noch zu. Wenn es dazu
„nur“ einer geeigneten Umverteilung der Anfangs-
ausstattungen z.B. durch einen sozialistischen
Planer bedarf, dann sind die Gesichtspunkte der Ef-
fizienz und Gerechtigkeit völlig voneinander abge-
löst. „A public authority“ kommentieren Mas-Co-
lell et al. (1995: 308) „who wishes to implement a
particular Pareto optimal outcome (reflecting, say,
some political consensus on proper distributional
goals) may always do so by appropriately redistri-
buting wealth and ‚letting the market work‘“.
Die letztere Auffassung dominiert bis heute das
Denken über die Gerechtigkeit von Märkten in den
Wirtschaftswissenschaften. Auf die öffentliche De-
batte hat sie wenig Einfluß gehabt, schon deswegen,
weil sie kein Kriterium dafür an die Hand gibt, wel-
che der zur Auswahl stehenden effizienten Alloka-
tionen als gerecht angesehen werden könnte. Viel
mehr noch, sie läßt sogar solche Verteilungen als ef-
fizient passieren, die ein auch nur gering ausgepräg-
tes Gerechtigkeitsempfinden schwerlich hinnehmen
würde. In Anbetracht dieser Diskussionslage habe
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ich versucht, die Diskussion neu zu eröffnen, indem
ich Argumente dafür versammelte und vorstellte,
die darauf hinauslaufen, daß Märkte Gleichheit be-
fördernde Instanzen sind. Wenn Gleichheit eine le-
gitime Auslegung von Gerechtigkeit ist, dann sind
Märkte gerecht. Mir ging es darum, ein Denkmus-
ter, das fast reflexhaft in Märkten und einer auf sie
gegründeten Wirtschaftsform die wesentliche Ursa-
che sozialer Ungleichheit erblickt, aus den Angeln
zu heben. Die vorgestellten Argumente sind natür-
lich nicht neu, aber die Schlußfolgerung ist in der
Soziologie offensichtlich immer noch anstößig ge-
nug, um gleich mehrere Repliken zu provozieren.
Mein Beitrag wird dadurch vielleicht über Gebühr
geadelt, aber ich ergreife sehr gerne die Gelegen-
heit, auf meine Kommentatoren zu reagieren. Viel-
leicht gelingt es mir, Mißverständnisse abzubauen
und den Gedankengang zu verdeutlichen. Wenn da-
durch eine steuerungstheoretische Diskussion in der
Soziologie darüber, was Märkte können (und was
nicht), neuen Auftrieb erhielte, um so besser.
II.
Durch die Repliken meiner Kommentatoren zieht
sich wie ein roter Faden der Gedanke, daß eine un-
überbrückbare Kluft zwischen den idealisierenden
Vereinfachungen der Ökonomen und der empiri-
schen Realität bestünde. Diese Kluft sei so gewal-
tig, daß man alles, was auf der Ebene des Modells
des allgemeinen Gleichgewichts formuliert wurde,
bei der Erforschung der Realität getrost vergessen
könne. Dem Modellplatonismus der Ökonomik
(Ganßmann, Münch) wird dann der Realitäts-
gehalt soziologischer Aussagen gegenübergestellt.
Heiner Ganßmann kann schon mit der Titelfrage
des Aufsatzes nichts anfangen und endet mit der
Behauptung, der Nachweis der Gerechtigkeit von
Märkten – den er zu akzeptieren scheint, aber
irgendwie für „überflüssige Liebesmüh“ hält – sei
wegen seiner Ansiedlung auf der einen Seite der
besagten Kluft soziologisch belanglos. Daß
Märkte Freiheit und Gleichheit verwirklichen, sei
ein überraschungsarmes Ergebnis, da schließlich
schon Marx dieser Auffassung gewesen wäre. Ich
bin weit davon entfernt, meinen Beitrag so sehr zu
überschätzen, daß ich in Anspruch nähme, die Be-
hauptung, Märkte seien Promotoren der Gleich-
heit, zum ersten Mal aufgestellt zu haben. Aber
von dem Marxschen Lob des Markts ist nur der
Freiheitsaspekt Allgemeingut geworden. Wenn
Märkte wirklich die Gleichheit befördern, wie
Marx meinte, muß die Ungleichheit einen anderen
Ursprung haben. Marx erblickt sie im Monopol(!)
am Privateigentum an den Produktionsmitteln,
auf dem die moderne Unternehmung gründet, also
in einer fundamentalen Beschränkung der Markt-
freiheit. Auf dieser Idee baut mein Beitrag auf. Un-
gleichheit entspringt Zutrittsbarrieren, also in der
Errichtung geschlossener sozialer Kreise. Märkte
hingegen stehen jedem offen, der über irgendein
tauschbares Gut verfügt.
Dirk Baecker attestiert mir, daß ich um Jahrzehnte
zu spät komme; anstatt von Modellplatonismus
spricht er von Ökodizee. Gerechtigkeitsfragen ge-
hörten der Vergangenheit an. Damit beläßt er es
und wendet sich im zweiten Teil seiner Replik den
Fragen zu, die er heute für die belangvollen hält:
wo verläuft die Grenze zwischen Wirtschaft und
Gesellschaft und wie wird sie konstruiert? Die Rele-
vanz dieser Fragen will ich nicht bestreiten (ich
komme auf sie gleich noch einmal zurück), nur,
mein Aufsatz beschäftigte sich mit einer anderen
Frage, die ich jedenfalls für ebenso relevant halte.
Daß sie veraltet sei, will mir angesichts der jüngst
in der SPD aufgeflammten Debatte um die Aus-
legung des Begriffs der sozialen Gerechtigkeit par-
tout nicht einleuchten. Baecker schließt seine Replik
mit der Bemerkung, eine noch so elegante Ökodizee
dürfe vom „Drama der Exklusion“ nicht ablenken.
Dabei hat er wohl übersehen, daß die „Ökodizee“
des Markts ja u.a. auf dem Gedanken beruht, daß
Konkurrenzmärkte durch free entry gekennzeichnet
sind. Sie sind geradezu der Prototyp einer offenen
sozialen Beziehung (Weber). Im Vergleich zu ande-
ren sozialen Institutionen stellen sie nur minimale
Inklusionsbedingungen. Lediglich der Eigentums-
vorbehalt wird erhoben. Damit sind zwar alle Be-
sitzlosen ausgeschlossen, aber am Beispiel des Ar-
beitsmarkts läßt sich leicht studieren, daß ein freier
Arbeitsmarkt, der „nur“ die ausschließt, die wie Al-
te und Kranke nicht einmal mehr über ihr Arbeits-
vermögen verfügen, weit weniger selektiv ist als ein
vermachteter. An letzterem kann nur teilnehmen,
wer (auf der Anbieter- wie auf der Nachfragerseite!)
die Bedingungen des Tarifkartells erfüllt. Die Aus-
wirkungen eines freien Arbeitsmarkts auf das Lohn-
niveau mag man sozialpolitisch bedauern, aber der
Exklusionsvorwurf jedenfalls geht ins Leere. Das
hat auch der Generalsekretär der SPD, Olaf Scholz,
klar erkannt. Eine Politik für mehr Erwerbsarbeit,
schreibt er (Scholz 2003), „ist ein zentraler Beitrag
zu Inklusion und Gerechtigkeit“. Daher müsse die
Regierung alle (!) Register ziehen, um die Erwerbs-
quote zu erhöhen. Als SPD-Politiker ist Scholz
wahrscheinlich gut beraten, im unklaren zu lassen,
um welche Register es sich handelt, aber immerhin
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macht Scholz deutlich, daß ein ausschließlich an
der Zuteilung vorhandener materieller Bestände
orientierter Gerechtigkeitsbegriff und die ihm ent-
sprechende Sozialpolitik der Erhöhung der Er-
werbsquote im Wege steht. Die Folgerung daraus
kann nur lauten, den Sozialstaat so umzubauen,
daß er „wirtschaftliche Dynamik nicht erschwert
und den Zugang möglichst vieler zu Bildung und
Arbeit nicht behindert“.
Richard Münch eröffnet seine Kritik mit der Unter-
scheidung zweier Gerechtigkeitsbegriffe, der aus-
gleichenden und der proportionalen Gerechtigkeit.
Auch er erhebt den Vorwurf des Modellplatonis-
mus, den er dann anhand einer Kritik der Human-
kapitaltheorie exemplifiziert. Dazu gleich mehr.
Meine ganze Argumentation kranke zunächst da-
ran, daß ich nur eine Gerechtigkeit im Auge hätte
(die proportionale) und darüber die andere vergäße.
Beide müßten aber im Zusammenhang gesehen
werden. Die Begrifflichkeit, die Münch verwendet,
geht auf Aristoteles zurück, allerdings gebraucht
dieser Großdenker der Gerechtigkeit die Begriffe
genau umgekehrt wie Münch. Die ausgleichende
Gerechtigkeit reguliert den Warentausch. Dort geht
es um die Gleichwertigkeit von Leistung und Ge-
genleistung. Marx hat dafür den Begriff des Äqui-
valententauschs benutzt. Die proportionale oder
austeilende Gerechtigkeit hingegen teilt Ressourcen
nach „Würdigkeit“ oder „Verdienst“ zu. Die von
mir postulierte Gleichheit der Ertragsraten als Er-
gebnis uneingeschränkter Konkurrenz fällt, wenn
man nur zwei verschiedene Gerechtigkeitskonzep-
tionen zuläßt, unter das Regime des Äquivalenten-
tauschs, nicht der proportionalen Gerechtigkeit im
aristotelischen Sinne. Aristoteles’ Begrifflichkeit ist
auf eine Ständegesellschaft gemünzt, die zwar
schon Märkte kennt, aber deren Wirtschaft nicht
auf dem Marktmechanismus aufbaut.
Einmal abgesehen davon, welche Terminologie
man bevorzugt, ich kann Münch nur darin bestär-
ken, daß mehrere Gerechtigkeitskonzeptionen un-
terschieden werden müssen. Genau darum ging es
mir ja, die so geläufige Dichotomie: die Sozialpoli-
tik unterstehe Gerechtigkeitskriterien, Märkten
seien diese Kriterien aber entweder fremd oder die
ihnen immanente Ungerechtigkeit müsse sozialpoli-
tisch bekämpft werden, zu unterlaufen. Märkte las-
sen sich durch ein ihnen spezifisches Gerechtigkeits-
konzept charakterisieren, Gesellschaften durch eine
bestimmte Mixtur solcher Konzepte. Allerdings
werden hierzu zwei Gerechtigkeitskonzepte nicht
ausreichen. Wenn es wenigstens vier funktional dif-
ferenzierte Bereiche der Gesellschaft gibt, dann
muß es auch wenigstens vier Gerechtigkeitskonzep-
tionen geben. Mit Walzer (1983) läßt sich jeder
funktional differenzierte Bereich als eine eigen-
ständige sphere of justice ansehen. Auf einem an-
deren Blatt steht, ob es eine „richtige“ Mischung
dieser verschiedenen Gerechtigkeiten gibt oder
überhaupt geben kann. Um mich auf Münchs zwei
Gerechtigkeiten zu beschränken: man kann endlos
darüber streiten, ob z.B. in der Gesellschaft der
Bundesrepublik Deutschland zuwenig ausglei-
chende (in seiner Terminologie) und zuviel propor-
tionale Gerechtigkeit besteht und sich dementspre-
chend stark machen für mehr ausgleichende und
weniger proportionale Gerechtigkeit. Wissen-
schaftlich läßt sich darüber wenig ausmachen.
Aber wenn mich nicht alles täuscht, herrscht lang-
sam Klarheit über die wirtschaftlichen Folgen der
Ausdehnung sozialstaatlicher Leistungsprogram-
me seit den sechziger Jahren. Im Prozeß der Um-
verteilung gehen Teile der Umverteilungsmasse
verloren. Dafür hat Okun (1975) das Bild eines le-
ckenden Eimers gebraucht. Den Umfang dieses
Verlusts quantitativ zu beziffern, ist eine Aufgabe
der Wissenschaft. Aber es bleibt einem gesell-
schaftlichen Werturteil überlassen, darüber zu
befinden, in welchem Umfang „die Gesellschaft“
bereit ist, Einkommensverluste für mehr „austei-
lende“ Gerechtigkeit hinzunehmen.
Mit keinem Wort habe ich dafür plädiert, Märkte
und damit ihren Gerechtigkeitsbegriff universell zu
setzen. Ich teile die Überzeugung von Heiner
Ganßmann, daß Märkte der Außenstützen bedür-
fen. Die Ausdehnung von Märkten über – aller-
dings nicht genau zu bestimmende Grenzen hinaus
– wäre wahrscheinlich ein nicht zu unterschätzen-
der Beitrag zu ihrer Abschaffung. Jede Gesellschaft
hat ständig darüber zu entscheiden, wo die Grenzen
des Markts verlaufen, also welche Aufgaben dem
Markt übertragen werden und welche nicht. Wa-
rum z.B. nicht die Geldwertstabilität? Warum soll
oder muß diese Aufgabe bei der Bundesbank ange-
siedelt werden? Und wie steht es mit der Versiche-
rung gegen Risiken? Welche kann man dem Markt
überlassen und welche nicht? Darüber gibt es eine
ausgedehnte fachwissenschaftliche (soll heißen öko-
nomische) Diskussion, die, soweit ich sehe, in der
Soziologie kaum wahrgenommen wird. Ich gestehe
gerne, daß ich dem Anregungspotential libertären
Gedankenguts gegenüber empfänglich bin, aber da-
von hat mein Aufsatz nicht gehandelt. Ich habe
nicht für einen Minimalstaat plädiert, sondern nur
darauf bestanden, daß wenn Gleichheit (im Sinne
der Gleichheit der Ertragsraten) das sozialpolitische
Ziel ist, deren Realisierung dem Markt anvertraut
werden kann.
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Damit wäre ich wieder beim Vorwurf des Modell-
platonismus angelangt. Soziologen begreifen ihre
Disziplin gerne als „Wirklichkeitswissenschaft“ (We-
ber) und neigen dazu, den Wirtschaftswissenschaften
bloße Begriffsakrobatik zu unterstellen. Ich halte das
für eine grobe Fehlwahrnehmung. Wer heute z. B. et-
was über Einkommensungleichheiten innerhalb oder
zwischen Ländern wissen will, ist nahezu vollständig
auf die wirtschaftswissenschaftliche Forschung ange-
wiesen. Aus diesem Bereich hat sich die Soziologie
spätestens seit ihrer kulturalistischen Wende mehr
oder weniger verabschiedet.
Meine Kommentatoren könnten dagegen halten, sie
zielten mit ihrer Kritik am Modellplatonismus doch
nicht auf die empirische Wirtschaftsforschung, son-
dern auf das Modell des allgemeinen Marktgleich-
gewichts, das bis heute das theoretische Zentrum
der Disziplin darstelle. Schön und gut, aber wer
weiß denn besser Bescheid über die Abweichungen
der Realität vom Modell als die Modellbauer
selbst? In Modellen zu denken, muß nicht bedeu-
ten, die Wirklichkeit mit dem Modell zu verwech-
seln. In Frage steht nur die Güte des Modells. Gibt
das Modell so viele Elemente der Wirklichkeit
preis, daß im Ausgang von ihm nichts mehr von ihr
zu ermitteln ist oder handelt es sich um gewiß „he-
roische Abstraktionen“ (Marx) die sich gleichwohl
als Ausgangspunkt der Analyse eignen, aber natür-
lich nicht deren Endpunkt sind? Immerhin hält das
Modell des allgemeinen Gleichgewichts an einem
entscheidenden Grundzug der Realität fest: Pro-
duzenten und Konsumenten begegnen sich auf
Märkten und entscheiden frei über Tauschmengen.
„To attack the theory“ hat Blaug (1978: 451) mit
Bezug auf die Grenzproduktivitätstheorie formu-
liert, „by showing that it assumes perfect mobility
of labor, perfect knowledge on the part of buyers
and sellers, perfect competition, and full employ-
ment – assumptions that are patently unrealistic –
is to miss the point“. Einem Autor, der behauptet,
unter den und den Bedingungen trete dieses oder je-
nes Ergebnis ein, wird man nicht vorhalten können,
daß die Bedingungen nicht gegeben sind. Aber ge-
nau so argumentiert Münch gegen meine gewiß
provokante Verwendung der Humankapitaltheorie.
Ich habe versucht, eine Theorie als Wasser auf mei-
ne Mühlen zu leiten, der ich ansonsten sehr skep-
tisch gegenüberstehe. Aber daß Chefärzte so viel
mehr verdienen als einfache Arbeiter, ist kein Ein-
wand. Die Soziologie sucht als empirische Wissen-
schaft generelle Regeln des Geschehens (Weber); ihr
Gegenstand sind sozusagen Durchschnitte, nicht
Ausreißer. Im Durchschnitt kann die Varianz der
Einkommen zu einem Gutteil mit Ausbildungs-
unterschieden erklärt werden, zwar nicht perfekt,
weil in der Realität sich noch andere Einflüße gel-
tend machen, aber immerhin zum Teil. Die Pro-
vokation der Humankapitaltheorie besteht darin,
daß sie unterstellt, alle könnten alles erlernen, wenn
sie nur wollten. Das ist patently unrealistic, um
Blaug zu zitieren. Aber die Frage ist doch, wieviel
der vorgefundenen Varianz gleichwohl ausgehend
von dieser Annahme erklärt werden kann. Vermut-
lich ist keine Gleichung öfter ökonometrisch ge-
schätzt worden als die Lohnfunktion. Sie bringt die
Höhe der Einkommen in einen Zusammenhang mit
den Ausbildungsjahren, der beruflichen Erfahrung
und ihrem Quadrat. Dagegen kann man u.a. ein-
wenden, daß mit dieser Funktion Bildungsrenditen
geschätzt werden, ohne daß zwischen Begabung
und Bildungsinvestitionen unterschieden werden
kann.1 Aber gibt es bessere Ansätze? „The lowest
social rate of return average referring to higher edu-
cation in OECD countries (8,7%)“, lese ich bei Psa-
charopoulos (1994: 1326f.), „is close to the (long
term) opportunity cost of capital. This means that
the profitability of human and physical capital at
the margin has reached virtual equilibrium“. Mehr
habe ich nicht sagen wollen.
III.
Abschließend möchte ich mich in die Rolle des
„ideellen Gesamtkommentators“ versetzen und mir
die Frage vorlegen, welche Einwände ich denn
selbst vortragen würde, hätte ich meinen Aufsatz
als Arbeit eines anderen Autors zu kommentieren
gehabt. Zunächst hätte ich verdeutlichen sollen,
daß die Annahme gleicher Ertragsraten in dieser
Schlichtheit nur für einen Markt mit sicheren Erträ-
gen gilt. Für riskante Vermögenswerte, also wenn
Unsicherheit über die zukünftigen Erträge im Spiel
ist, muß dieser Lehrsatz modifiziert werden (vgl.
Varian 1999: 229). Im Gleichgewicht erzielen alle
Vermögenswerte die gleiche risikobereinigte Er-
tragsrate. Das folgt zwingend aus dem Prinzip der
Konkurrenz: Wenn ein Vermögenswert eine höhere
Ertragsrate als ein anderer erzielte, dann würde je-
der (informierte) Marktteilnehmer den Titel mit der
geringeren Ertragsrate gegen den Titel mit der hö-
heren austauschen. Daher steigt sein Preis mit der
Konsequenz, daß seine Ertragsrate fällt. Varian will
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1 Siehe Franz 1991: 103, 109. Für den Nachweis, daß die
Einfügung des Quadrats der Berufserfahrung als unabhän-
gige Variable keine ökonometrische Willkür ist, sondern
zwingend aus den Mincerschen Modellannahmen folgt,
ebd., Kap. 3.3.
mit dieser Argumentation eigentlich nur zeigen,
daß sich nichts wesentliches ändert, wenn man un-
vollständige Information zuläßt. Aber das kann
man anders sehen. Stiglitz (2002) hat die Argumen-
te versammelt, die darauf hinauslaufen, daß unvoll-
ständige Information den Wechsel vom neoklassi-
schen Paradigma zum Informations-Paradigma
erzwingt.
Sodann kann man es als inkonsequent ansehen, daß
ich die Grenzproduktivitätstheorie der Verteilung
als Begründung für die Gerechtigkeit von Markt-
ergebnissen zurückweise, aber die von mir behaup-
tete Gleichheit der Ertragsraten im Wettbewerbs-
gleichgewicht eine Verteilung der Einkommen nach
dem Grenzprodukt impliziert. Letzteres trifft zu,
aber meine Absicht war nicht, die Lehrbuchweis-
heit der Faktorentlohnung nach dem Grenzprodukt
breitzutreten, sondern zu zeigen, daß die Konkur-
renz die Ertragsraten aller Kapitalanlagen (inklusi-
ve der Anlagen in Humankapital) einander an-
gleicht. Zu behaupten, daß diese Angleichung eine
bestimmte Gerechtigkeitsidee erfüllt, ist nicht das
gleiche wie die These der Entlohnung nach dem
persönlichen Verdienst, der Leistung etc. zu vertre-
ten.
Aber das sind Feinheiten, die womöglich im „Ge-
fechtslärm“ untergehen. Gravierender ist, daß ich
annehme, der Markt repliziere nur Vermögens-
unterschiede, die außerhalb seines Wirkungskreises
entstehen. Zu diesem Zweck habe ich mich ja auf
die beiden Wohlfahrtstheoreme berufen. Allerdings
verstehe ich die ihnen zugrundeliegende Theorie
nicht als Beschreibung der Realität, sondern als
benchmark.2 Wenn im Modell des Konkurrenz-
gleichgewichts Ungleichheit (der Ertragsraten) kei-
nen Platz hat, dann kann es zu dieser Ungleichheit
nur durch Abweichungen vom Modell kommen. So
gesehen besteht ein nicht zu unterschätzender Vor-
teil des Gleichgewichtsmodells darin, dem Forscher
ein Schema für die Suche nach dem Ursprung der
Ungleichheit an die Hand zu geben.
Entspringen Ungleichheiten aber wirklich nur aus
den „Daten“ (Ganßmanns unterstützenden Syste-
men) und in keiner Weise aus dem Marktgeschehen
selbst? Die Entscheidung in dieser Frage hängt weit-
gehend von der Konzeptualisierung des Wett-
bewerbs ab. Ich habe den Unterschied zwischen
Wettbewerb als Prozeß und Wettbewerb als End-
zustand – das ist der Wettbewerbsbegriff der all-
gemeinen Gleichgewichtstheorie – in eine Fußnote
verschoben. Wenn man den Wettbewerbsbegriff der
allgemeinen Gleichgewichtstheorie unterstellt, muß
man den Ursprung der Ungleichheit an anderer
Stelle suchen. Ein realistischeres Konzept von
Märkten würde jedoch diese selbst als Quelle der
Ungleichheit betrachten. Z.B. bietet es sich an, an
das von Thurow (1975) vorgestellte random walk-
Modell von Finanzmärkten anzuknüpfen. Diese äh-
neln einer Lotterie: Der Erwartungswert aller Lose
ist gleich, aber nach dem Spiel gibt es Gewinner
und Verlierer. „Once again“, schärft Thurow
(1975: 150) ein, „the financial market is like a per-
fect market in that every investment earns the same
rate of return but only on an expectational basis“
(Hervorhebung von mir). In dieser Weise im Ge-
schehen auf Finanzmärkten trotz Einhaltung des
Grundsatzes gleicher Ertragsraten die Ursache der
Entstehung von Vermögensunterschieden zu erbli-
cken, läuft aber letzten Endes darauf hinaus, zu be-
haupten, daß fortune eine Quelle von fortunes ist.
Wer wollte das bestreiten!
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